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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

Gewerkschaften, Verbände und Parteien sind
einem ständigen Wandel unterlegen. Dringender
als eine funktionstüchtige organisatorische
Infrastruktur brauchen sie ein Programm, das
Zukunftsperspektiven aufzeigt und ihre Ziele
beschreibt.

Auch die DSTG braucht ein neues programmati-
sches ¹Outfitª als Orientierungsmaûstab für ihr
gewerkschaftliches Handeln. Der Bundeshaupt-
vorstand hat in ¹erster Lesungª ein solches
Grundsatzprogramm beraten, das als ¹Lübecker
Plattform 1999ª auf dem nächsten (14.) Steuer-
Gewerkschaftstag Anfang Juni 1999 in Lübeck
verabschiedet werden soll.

Die offene Diskussion war nicht nur nachdenk-
lich, sondern auch tiefgründig. Welche Rolle
spielt die Steuerverwaltung im nächsten Jahr-
hundert? Ist die Steuerverwaltung im nächsten
Jahrhundert nicht nur Einnahmeverwaltung,
sondern auch eine soziale Transferverwaltung ±
eine Verwaltung, die nicht nur nimmt, sondern
auch gibt? Ist dies Chance oder Risiko?

Dies sind drängende Fragen, auf die wir in der
DSTG eine Antwort finden müssen, wenn wir
in der Diskussion um das ¹Bürgergeldª bestehen
wollen.

Ein Programm zu gestalten, kann nicht nur Auf-
gabe der offiziell eingesetzten Kommission sein.
Beteiligt werden sollen auch die Ortsverbände.
So werde ich den Programmentwurf im Juni
allen Ortsverbänden zuleiten und sie um ihr
Votum bitten. Es geht mehr als um programma-
tische Forderungen, es geht um unseren Stand-
ort in Staat und Gesellschaft, um die Zukunft
unserer Steuerverwaltung, die auch unsere
berufliche Zukunft ist.
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67 Neues Grundsatzprogramm im
Bundeshauptvorstand beraten

Auf dem 14. Steuer-Gewerkschaftstag im Juni 1999 in Lübeck
will sich die DSTG mit einem neuen Grundsatzprogramm fit
für die Gewerkschaftsarbeit im nächsten Jahrtausend machen.
Nachdem der Bundeshauptvorstand den Entwurf einer
Kommission in ¹erster Lesungª behandelt hat, sollen jetzt alle
Ortsverbände ihre Wünsche anmelden.

69 DSTG startet neue Bildungsinitiative

Das Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz soll novelliert
werden. Betroffen ist die Ausbildungs- und Prüfungsordnung.
Die DSTG hat für die anstehenden ¾nderungen eigene
Vorstellungen und Forderungen ausgearbeitet.

70 Ondracek: Euro-Einführung in der
Steuerverwaltung mit Augenmaû

Erst nach der Vollendung der Währungsunion am 1. Januar
2002 sollte die Steuerverwaltung mit dem ¹EUROª arbeiten.
In einem Schreiben an Bundeskanzler Helmut Kohl machte der
DSTG-Vorsitzende auf die Schwierigkeiten aufmerksam, die
bei einer parallelen Bearbeitung von Vorgängen in DM und
Euro auftreten. Kohl drängt auf Eile.

73 Bankgeheimnis sollte ersatzlos
gestrichen werden

Das traditionelle Bankgeheimnis schützt in der Praxis nicht
den normalen Kunden, sondern die Steuerhinterzieher.
Deshalb verlangt der DSTG-Vorsitzende Dieter Ondracek
die ersatzlose Streichung.

Titelfoto

Bei offiziellen Begegnungen kommt es mitunter auch zu einem
kontroversen Schlagabtausch zwischen der DSTG und füh-
renden Politikern von Bund und Ländern. Im Rahmen einer
Sitzung des Bundeshauptvorstandes widersprach Dieter
Ondracek dem Finanzminister von Rheinland-Pfalz, Gernot
Mittler, die Steuerverwaltung könne nach rein betriebswirt-
schaftlichen Methoden arbeiten.
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I n seiner Sitzung am
5./6. Mai 1998 in Ko-
blenz hat der Bundes-

hauptvorstand in ¹erster Le-
sungª ein neues Grundsatz-
programm beraten, das der
14. Steuer-Gewerkschafts-
tag im Juni 1999 in Lü-
beck verabschieden soll. Die
¹Lübecker Plattform 1999ª
versucht, eine Perspektive
für die berufspolitische Ar-
beit im ¹dritten Jahrtau-
sendª zu öffnen und die
DSTG für die Herausfor-
derung der Zukunft ¹fitª zu
machen:

I ¹Die europäische Integra-
tion gewinnt ein immer
schärferes Profil.

I Die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion ist mit dem
1. Januar 1999 mit der
gemeinsamen Währung
,EURO` vollendet.

I Die Steuerpolitik muû sich
im europäischen Wettbe-
werb bewähren und den
steuerlichen Rahmen für
eine globale Wirtschaft
schaffen.

I Die deutsche Einheit ist
staatsrechtlich geschaffen
± die innere Einheit bleibt
eine Herausforderungª,

so die Präambel der ¹Lü-
becker Plattformª für den
veränderten Rahmen, in
dem die DSTG zu operieren
hat.

Analysiert wird die Lage der
Steuerverwaltung, abgelei-
tet wird ein konkretes pro-
grammatisches Konzept zur
Steuerpolitik, zur Überwin-
dung einer Strukturkrise in
der Steuerverwaltung, zum
bundesstaatlichen Finanz-
ausgleich, zur Verbesserung
der Arbeitsbedingungen und

der beruflichen Perspekti-
ven. Aufgestellt werden For-
derungen für eine humanere
Arbeitswelt, zur beruflichen
Bildung und zur Verbesse-
rung der Öffentlichkeitsar-
beit.

¹Nur so können die Voll-
zugsdefizite in der Steuer-
verwaltung überwunden
werden ± einer Verwaltung,
der eine Schlüsselfunktion
in Staat und Gesellschaft zu-
gewiesen ist. Sie verschafft
dem Staat die Einnahmen
und damit die Grundlagen
seiner materiellen Existenz.
In einer Zeit bedrohlicher
Haushaltsdefizite ist die
Steuerverwaltung als Ein-
nahmeverwaltung das Le-
benselixier für Bund, Länder
und Gemeinden, die Grund-
lage ihrer politischen Ge-
staltungskraft und Hand-
lungsfähigkeit. Die Beschäf-

tigten der Steuerverwaltung
sind sich dieser Rolle be-
wuût. Sie nehmen sie an als
Herausforderung und ver-
langen ihren gebührenden
Platz in Staat und Gesell-
schaftª, so die Präambel.

Der Diskussionsentwurf ei-
nes DSTG-Grundsatzpro-
gramms ist erarbeitet wor-
den von der DSTG-Pro-
grammkommission unter
Vorsitz des stellvertretenden
DSTG-Bundesvorsitzenden
Dr. Rainer Ullrich. Die Orts-
verbände werden im Som-
mer gebeten, zum Pro-
grammentwurf Stellung zu
nehmen. Der Entwurf wird
dann nochmals von der Pro-
grammkommission überar-
beitet, vom Bundeshaupt-
vorstand in ¹zweiter Le-
sungª beraten und dem
14. Steuer-Gewerkschafts-
tag vorgelegt werden.

Bundeshauptvorstand berät Grundsatzprogramm in ¹erster Lesungª

DSTG macht sich fit für
Herausforderungen der Zukunft

DBB-Jugend verurteilt drastische
Einkommenseinbuûen für Beamten-
anwärter

Der Vorstand der DBB-Jugend hat die im Versorgungsre-
formgesetz 1998 vorgesehenen drastischen Einkommens-
einbuûen für Beamtenanwärter erneut scharf verurteilt. Je
nach Kumulationseffekt müsse mit Einkommensverlusten
von bis zu 25 Prozent für neu eingestellte Anwärter ge-
rechnet werden.

¹Es ist einfach unvorstellbar, wie gerade die jungen, lei-
stungsstarken Beamten immer wieder überproportional
belastet werden. Die beabsichtigte Absenkung der An-
wärtergrundbeträge um rund fünf Prozent für neu einge-
stellte Anwärter läuft der noch im Dienstrechtsreformge-
setz getroffenen Regelung, besonders junge Beamte mehr
zu fördern und die Anfangsgehälter anzuheben, diametral
entgegen. Wir wissen bald nicht mehr, wie wir jungen In-
teressenten einen Einstieg in den öffentlichen Dienst noch
attraktiv und glaubhaft anbieten können,ª empörte sich
Thomas Goiny, stellvertretender Vorsitzender der DBB-
Jugend.

Begrüût wird die vorgesehene Anhebung des Eingangs-
amtes für den mittleren nichttechnischen Verwaltungs-
dienst von Besoldungsgruppe A 5 nach A 6.

Das Versorgungsreformgesetz, die Einkommensrunde 1998,
aber auch die Perspektiven für die Dienstrechtspolitik in der

letzten Legislaturperiode standen im Mittelpunkt eines
Gespräches des DSTG-Bundesvorsitzenden mit dem

Innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion Erwin Marschewski am 22. April 1998 in Bonn.

Einigkeit bestand darüber, zu Beginn der nächsten
Legislaturperiode das Gespräch fortzusetzen und insbe-

sondere die Novellierung der Funktionsgruppenverordnung
in Angriff zu nehmen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
war weiter vertreten durch ihre Beamtenrechtsexperten

Meinrad Belle, Rudolf Braun und Wolfgang Zeitlmann, die
DSTG durch Bundesgeschäftsführer Paul Courth und seinen

Vize Rechtsanwalt Rafael Zender.
Foto: Eduard N. Fiegel
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Z u einem Schlag-
abtausch zwischen
dem Bundesvorsit-

zenden Dieter Ondracek
und dem Finanzminister
des Landes Rheinland-Pfalz,
Gernot Mittler, kam es in
der öffentlichen Kundge-
bung anläûlich der 91. Sit-
zung des Bundeshauptvor-
standes am 5. Mai 1998 in
Koblenz.

Nach Auffassung von Mitt-
ler kann die Steuerverwal-
tung durch die Einführung
betriebswirtschaftlicher Me-
thoden effektiver arbeiten.
Controlling, Kosten-Lei-
stungs-Rechnung, Budge-
tierung seien besonders
wirksame Instrumente, die
Leistungsfähigkeit der Steu-
erverwaltung zu stärken
und die Personalkosten zu
senken. Im übrigen müsse
die Steuerverwaltung bür-
gernäher und bürgerfreund-
licher werden.

Die Einführung von sog. ¹In-
fo-Thekenª in den Finanz-
ämtern des Landes Rhein-
land-Pfalz sei das äuûere
Zeichen einer bürgernahen
Steuerverwaltung und Aus-
druck eines modernen Ver-
waltungsmanagements. In-
fo-Theken könnten auch
samstags geöffnet werden.

Ondracek zeigte die Frag-
würdigkeit auf, die Steuer-
verwaltung nach betriebs-
wirtschaftlichen Methoden
zu organisieren. Die Steuer-
verwaltung sei eine prototy-
pische Eingriffsverwaltung
und kein privater Wirt-
schaftsbetrieb. Sie habe ei-
nen strikten Gesetzesauf-
trag zu erfüllen und ein ho-
hes Gut zu produzieren,
nämlich die Steuergerech-
tigkeit. Wenn ± zum Beispiel
± ein Steuerbescheid mit Er-
stattungen erlassen werde,
seien die Kosten für den
Steuerbescheid ¹betriebs-
wirtschaftlicher Nonsensª.
Rechtsstaatlich hätten sie je-
doch eine besonders hohe
Produktivität erzeugt.

Im übrigen warnte Ondra-
cek davor, Betriebsprüfung
und Steuerfahndung zu La-
sten des Innendienstes auf-
zustocken. Ausdruck eines
dilettantischen Manage-
ments sei es, den Auûen-
dienst auf Kosten der Innen-
dienste zu stärken und da-
mit ein Loch zu stopfen und
ein anderes aufzureiûen.

Gruûworte an die etwa
200 Kundgebungsteilnehmer
sprachen die Vertreter der
Landtagsfraktionen:

± für die CDU Herbert
Jullien (MdL), langjähri-
ges DSTG-Mitglied und
früherer Präsident der
UFE-Jugend,

± für die SPD Dieter
Muscheid (MdL) und

± für die F.D.P. Herbert
Mertin (MdL).

Für die Stadt Koblenz richte-
te Bürgermeister Heinz-Die-
ter Maahs ein Gruûwort
an die Teilnehmer. Maahs
ist langjähriges DSTG-Mit-
glied. Er war Sachgebietslei-
ter in einem Koblenzer Fi-
nanzamt, ehe er Bürgermei-
ster und Kämmerer der Stadt
Koblenz wurde. Aus seinem
Gruûwort spürte man: hier
sprach ein Insider zu den

Kolleginnen und Kollegen,
der Verständnis und ¹Herzª
für die Steuerverwaltung
hat, die ihm die materiellen
Grundlagen für sein kom-
munalpolitisches Handeln
schafft.

Mehrwertsteuer
im Euro-Land
angleichen

Eine weitere Annäherung
der Mehrwertsteuersätze in
der Europäischen Union er-
wartet der Präsident des Eu-
ropäischen Rechnungsho-
fes, Bernhard Friedmann,
nach Einführung des Euro.
Wenn ein und dasselbe Pro-
dukt in gleicher Währung
angeboten werde, entstehe
Druck auf die hohen Mehr-
wertsteuersätze im Euro-
Land. Betroffen seien ± zum
Beispiel ± Frankreich mit
dem Normalsatz von 20,6 so-
wie Belgien und Österreich
mit je 20%.

Nach Auffassung von Fried-
mann entsteht auch Druck
auf die direkten Steuern. So
sieht er geringe Chancen für
das weitere Fortbestehen
der Gewerbeertragsteuer.

Ondracek und Mittler streiten über
Methoden der Finanzverwaltung

Neben Dieter Ondracek und Finanzminister Gernot Mittler
verfolgen der Ehrenvorsitzende der DSTG, Hermann
Federsdorf, der Oberfinanzpräsident Conrad Laube,

der Vorsitzende der Tarifkommission, Helmut Overbek
und die Landesbundvorsitzende, Brigitte Stopp,

die Vortragsveranstaltung in Koblenz.

Länder wollen
neues Modell
für Finanzausgleich

D ie Neuordnung des
bundesstaatlichen
Finanzausgleichs

war Gegenstand eines Ex-
pertengespräches in der
Universität Stuttgart unter
der Moderation von Jens
Tartler (Handelsblatt). Vor-
gestellt wurde das Modell
der Länder Baden-Württem-
berg und Bayern durch
die Finanzminister Ger-
hard Mayer-Vorfelder (Ba-
den-Württemberg) und Er-
win Huber (Bayern).

Weitere Diskussionsteilneh-
mer:

Prof. Hans-Wolfgang Arndt
(Universität Mannheim),

Prof. Ulrich Häde (Universi-
tät Frankfurt a. d. Oder),

Prof. Bernd Huber (Universi-
tät München),

Marlies Hummel (Ifo-Institut
München)

Prof. Ferdinand Kirchhof
(Universität Tübingen)

sowie

Prof. Rolf Peffekoven (Mit-
glied des Sachverständigen-
rates).

Die DSTG war beteiligt
durch den Bundesvorsitzen-
den Dieter Ondracek sowie
den Landesvorsitzenden Dr.
Rainer Ullrich.

Nach Auffassung von Huber
und Mayer-Vorfelder bietet
das Modell Anreize für alle
Länder, die eigenen Steuer-
quellen zu pflegen. Gegen-
wärtig beständen für Emp-
fängerländer kaum Anreize,
die eigene Wirtschaftskraft
zu steigern, da beispiels-
weise in einigen Empfänger-
ländern von jeder zusätz-
lichen Steuermark nur ein
Pfennig mehr in der Kasse
bleibt.

Der neue Finanzausgleich
schaffe dagegen starke Lei-
stungsanreize. Danach dürf-
ten alle Länder mindestens
50% der Mehreinnahmen
behalten.

w:/STGEWERK/HEFT06/98_S068.3D Dienstag,5.1.1999 16:59 Seite 68

68 Juni 1998

G E W E R K S C H A F TD I E S T E U E R



E ine erneute Bildungs-
initiative hat die
DSTG gestartet. An-

laû hierfür sind Überlegun-
gen im Koordinierungsaus-
schuû, das Steuerbeamten-
Ausbildungsgesetz (StBAG)
und die darauf beruhende
Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung (StBAPO) für die
Steuerbeamten zu novellie-
ren.

In einer Eingabe an den Vor-
sitzenden des Koordinie-
rungsausschusses sowie die
Obersten Finanzbehörden
der Länder vom 28. April
1998 hat die DSTG Vorschlä-
ge zur Novellierung vorge-
legt. Unter anderem schlug
sie vor, die vom Regelauf-
stieg abweichenden Auf-
stiegsregelungen (prüfungs-
freier Aufstieg, Verwen-
dungsaufstieg usw.) wieder
im StBAG ± wie vor 1996 ±
zu verankern Mit dieser Re-
gelung werde ein produkti-
ver Impuls des Bundes auf
das Laufbahnrecht der Län-
der ausgelöst.

Die bundeseinheitliche Fort-
bildung soll in der StBAPO
geregelt werden. Eine um-
fassende allgemeine und
zeitnahe spezifische Fortbil-
dung gewinne im Blick auf
die wachsende Hektik und
Turbulenz der Steuergesetz-
gebung immer mehr an Be-
deutung. Dringender denn
je seien bundeseinheitliche
Vorgaben für die Fortbil-
dung in den Ländern. In
die Fortbildung mit einbe-
zogen werden soll auch
die Bundesfinanzakademie.
Bundeseigene Fortbildungs-
konzepte sollen auch und
insbesondere für die Auûen-
prüfer angeboten werden.
Insgesamt soll die Bundes-
finanzakademie als zentrale
Aus- und Fortbildungsstätte
der Steuerverwaltung ge-
nutzt werden.

Fortbildungsveranstaltun-
gen an der Bundesfinanz-
akademie sollen auch für
Beamte des gehobenen
Dienstes geöffnet werden,

sowie sie Aufgaben des hö-
heren Dienstes wahrneh-
men. Die Fortbildung soll
gestützt werden durch eige-
ne individuelle Aktivitäten
am Arbeitsplatz, durch
Schulungen in Form von
¹dienstlicher Unterweisungª
in der Dienststelle (Quali-
tätszirkel, Coaching etc.)
und vor allem auch durch
dezentrale Fortbildungsmaû-
nahmen. Hierzu müsse Ar-
beitszeit bereitgestellt wer-
den mit Auswirkungen auch
auf die Personalbedarfsbe-
rechnung.

Die DSTG unterstützt Über-
legungen im Koordinie-
rungsausschuû, bundesein-
heitliche Prüfungsrichtlinien
herauszugeben. Ausbildung
und Prüfung seien eng
ineinander verzahnt und
integrale Bestandteile ei-
nes bundeseinheitlichen Bil-
dungskonzepts. Einheitliche
Prüfungsrichtlinien seien in
dieses Gesamtkonzept ein-
zubeziehen.

Aufgegriffen hat die DSTG
ihre Forderung, die regel-
mäûig ausbildenden Be-
schäftigten von den übrigen
Dienstgeschäften angemes-
sen zu entlasten ± auch be-
reits zur Einarbeitung in
die Ausbildungsaufgaben, sie
fachlich und pädagogisch
einzuweisen und regelmä-
ûig fortzubilden. Dies soll in
der StBAPO festgeschrieben
werden. Die bisherigen Re-
gelungen und Maûnahmen
¹unterhalbª einer rechtli-
chen Normierung seien
nicht ausreichend.

Hauptamtliche Dozenten
sollen nach dem DSTG-
Vorschlag nach mehrjähri-
ger, höchstens siebenjähri-
ger ununterbrochener Lehr-
tätigkeit mindestens für un-
unterbrochen ein Jahr für
ihr Lehrgebiet förderliche
praktische Tätigkeiten in
der Steuerverwaltung insbe-
sondere in einem Finanzamt
ausüben. Dies sei heute
mehr denn je erforderlich,
weil durch die erheblich ver-

ringerte Anzahl von Steuer-
und Finanzanwärter/innen
in der fachtheoretischen
Ausbildung oder an den
Fachhochschulen kaum noch
nebenamtliche Lehrkräfte
tätig seien, sondern nahezu
ausschlieûlich hauptamtli-
che Dozenten. Damit gehe
immer mehr der Praxisbe-
zug verloren, wenn dieser
nicht wenigstens durch aus-
reichende Praktika gewähr-
leistet werde.

Festgehalten hat die DSTG
auch an ihrer Forderung,
beim Ergebnis der Lauf-
bahnprüfung den Anteil des
Ergebnisses der schriftli-
chen Prüfung geringer als
bisher anzusetzen, statt des-
sen insbesondere die Bewer-
tung der mündlichen Prü-
fung, aber auch der prakti-
schen Ausbildung/Studien-
zeit mit einem gröûeren An-
teil zu berücksichtigen. Vor-
rangig sei, Theorie und Pra-
xis in Ausbildung und Stu-
dium in etwa gleich zu ge-
wichten. Dies entspreche
den beruflichen Anforde-
rungen in beiden Laufbahn-
gruppen.

Der Koordinierungsaus-
schuû soll ± so die DSTG ±
erweitert werden um je ei-
nen Vertreter der Ausbil-
dungsleiter, der Bildungs-
stätten und der Beamten im
Vorbereitungsdienst für den
mittleren und gehobenen
Dienst.

Klar gestellt werden müsse
auch, daû der Vorberei-
tungsdienst für den mittle-
ren und gehobenen Dienst
sowie die Einführungszeit in
den höheren Dienst auf
die Laufbahnanforderungen
insgesamt abgestellt sein
müsse und nicht auf die An-
forderungen im Eingangs-
amt. Hierzu bedürfe es zu-
kunftsorientierter Anforde-
rungsprofile, die für alle
Laufbahnen erstellt werden
müûten.

Die DSTG-Stellungnahme
wurde vom Prüfungsaus-
schuû unter Vorsitz von
Hans-Werner Kaldenhoff
(BV Düsseldorf) in einer Sit-
zung am 24. April 1998 im
DSTG-Haus erarbeitet.

Schwerbehinderte
verlangen Platz
in der Steuer-
verwaltung

I m Rahmen eines Semi-
nars mit den Schwerbe-
hinderten-Vertrauens-

leuten in den Stufenvertre-
tungen am 16. April 1998
im DBB-Bildungszentrum in
Königswinter-Thomasberg
hatte DSTG-Chef Dieter On-
dracek Gelegenheit, sich
über die spezifischen Pro-
bleme der Schwerbehinder-
ten in der Steuerverwaltung
zu informieren. Beklagt wur-
de von den Seminarteilneh-
mern, daû die Führungs-
kräfte der Steuerverwaltung
vielfach nicht über die
Funktionen der Schwerbe-
hinderten-Vertreter infor-
miert seien. Beklagt wurde
auch, daû auf Landesebene
zu wenig für die Fortbildung
der Vertrauensleute getan
werde. Dies könne nicht
den Hauptfürsorgestellen der
Länder überlassen werden,
weil deren Seminare schwer-
punktmäûig auf den Wirt-
schaftsbereich abgestimmt
seien. Es bestehe dringen-
der Fortbildungsbedarf für
die Vertrauensleute, der auf
den öffentlichen Dienst und
die Steuerverwaltung zuge-
schnitten sei.

Ondracek sagte zu, die
Probleme der Schwerbe-
hinderten in der Steuer-
verwaltung verstärkt auch
auf Bundesebene aufzugrei-
fen.

Deutlich wurden die Proble-
me und Interessen der
Schwerbehinderten noch-
mals in der Sitzung des
DSTG-Bundeshauptvorstan-
des am 5. Mai 1998 in Ko-
blenz. Heinz Pütz (BV Köln)
unterrichtete hier die Dele-
gierten über die wachsen-
den Defizite, die überwun-
den werden müûten.

Einigkeit bestand auch im
Bundeshauptvorstand, daû
die Probleme der Schwerbe-
hinderten verstärkt von der
DSTG aufgegriffen werden
müssen.

DSTG startet neue
Bildungsinitiative
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I n einem Schreiben an
Bundeskanzler Helmut
Kohl appelliert DSTG-

Chef Dieter Ondracek,
ebenso wie die Mehrheit der
Finanzminister der Länder
sich dafür einzusetzen, daû
der Euro in der Steuerver-
waltung erst mit der Vollen-
dung der Währungsunion
zum 1. Januar 2002 einge-
führt wird. Hintergrund war
die in einer dpa-Meldung
verbreitete Absicht des Bun-
deskanzlers, ¹die Minister-
präsidenten am Rande des
nächsten Kamingesprächs
im Kanzleramt ins Gebet zu
nehmenª.

Ondracek hat auf die ge-
waltigen Arbeitsbelastungen
hingewiesen, die sowohl
durch eine Parallelwäh-
rungsphase als auch durch
die von den Ländern Hes-
sen, Rheinland-Pfalz und
Thüringen favorisierte ¹Vor-
schaltkonvertierungª ent-
stehen. Wir berichteten dar-
über in der März-Ausgabe
dieser Zeitung.

Ondracek hat aufgezeigt,
daû bei der schwierigen Ar-
beits- und Personallage in
den Finanzämtern jede zu-
sätzliche Arbeitserschwer-
nis Abstriche bei der Ar-

Doppelte Rechnung
in DM und Euro

mindert Arbeitsqualität

beitsqualität bewirke. Dies
bedeute Steuerausfälle, die
sich schnell auf Milliarden
DM hochrechneten. Bei die-
ser Sachlage sei es vollkom-
men unverständlich, daû die
Politik der Steuerverwal-
tung zusätzliche Arbeit auf-
bürde, ohne daû hierfür eine
echte Notwendigkeit be-
stehe. Die künstlich aufge-
heizte Debatte über eine
angebliche Euro-Unfreund-
lichkeit der Steuerverwal-
tung sei rational nicht be-
gründbar. Der allergröûte
Teil unserer Bürgerinnen
und Bürger hätte kein Be-

dürfnis, vor dem Jahre 2002
eine Steuererklärung in
Euro abzugeben. Dies gelte
auch für den gröûten Teil
der mittelständischen Wirt-
schaft.

Mit den Finanzämtern hät-
ten die Betriebe einmal im
Monat bei der Abgabe der
Umsatzsteuer-Voranmeldung
und Lohnsteueranmeldung

Betriebe haben
keinen Nachteil

und einmal im Jahr bei der
Abgabe der Jahressteuerer-
klärungen Kontakt. Die Da-
ten für die Umsatzsteuer-
Voranmeldung würden aus
der Buchführung entnom-
men. Selbst wenn die Um-
satzsteuer und die Vorsteuer
dort in Euro ausgewiesen
seien, sei es für die Unter-
nehmen leicht, mit dem im
Buchführungsprogramm in-
tegrierten Umrechnungs-
schlüssel die Euro-Werte auf
DM-Werte umzurechnen
und die DM-Werte in die
Umsatzsteuer-Voranmeldung
einzutragen. Dies bedeute
für den Betrieb keinerlei
Mehraufwand.

Die Daten für die Lohnsteu-
eranmeldung würden eben-
falls aus den Lohnsteuer-
konten der Buchführung
entnommen.

Auch hier setze die Umrech-
nung von Euro-Buchfüh-
rungswerten in DM-Werte
für die Lohnsteueranmel-
dung nur einen Programm-
befehl im eigenen Buchfüh-
rungssystem voraus.

Auch für die Jahressteuer-
erklärung gelte im wesentli-
chen das gleiche. Der zeitli-
che Aufwand für die Um-
rechnung in den Betrieben
sei auch hier völlig bedeu-
tungslos.

Ebenfalls müûten unter-
schiedliche Formulare für
DM und Euro herausgege-

ben werden. Dies ziehe für
die Steuerverwaltung einen
sachlichen Mehraufwand,
eine Vermehrung des For-
mularwustes, ein ¹Mehrª an
Kosten nach sich.

Im weiteren Arbeitsablauf
müsse im Massengeschäft
ständig selektiert werden,
ob es sich um DM-Erklärun-
gen oder Euro-Erklärungen
handele. Wegen der ge-
setzlichen Vorgaben könne
die Steuerberechnung selbst
nur in DM laufen. Am An-
fang müûten die Euro-Werte
in DM-Werte umgerechnet
werden. Die Bearbeitung
würde dann auf DM-Basis
erfolgen. Das Ergebnis wür-

de wieder umgerechnet in
Euro.

Im übrigen habe noch kein
Wirtschaftsvertreter oder
Unternehmensvertreter kon-
kret belegt, wo die angebli-
chen Erschwernisse für die
Wirtschaft lägen. Ondracek
hat den Bundeskanzler ge-
beten, statt den ¹Popanz
Euro-Erklärungª zu pflegen,
sich für eine Stärkung der
Steuerverwaltung auszu-
sprechen.

Ondracek hat den Bundes-
kanzler um ein Gespräch
gebeten. Eine Antwort steht
noch aus. Vielleicht klappt
es noch vor der Wahl!

Ondracek: Euro-Einführung in der
Steuerverwaltung mit Augenmaû

Bessere berufliche Perspektiven für die Beschäftigten der
Steuerverwaltung zu schaffen war Gegenstand des Gesprä-
ches des Bundesvorsitzenden mit dem Innenpolitischen Spre-
cher der F.D.P.-Bundestagsfraktion Dr. Max Stadler im Bun-
destag in Bonn. Einigkeit bestand darüber, daû in der nächsten
Legislaturperiode vorrangig die Novellierung der Funktions-
gruppenverordnung angepackt werden müsse. Wer die Steu-
erkriminalität wirksam bekämpfen wolle, müsse die berufli-
chen Perspektiven der Beschäftigten verbessern und dadurch
wirksame Leistungsanreize schaffen. Als ein ¾rgernis wurde
das Ost-West-Gefälle in der Bezahlung der Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes bewertet. Die innere Einheit könne nur
erlangt werden, wenn soziale Gerechtigkeit in Ost und West
herrsche, wenn für die gleiche Leistung auch die gleiche Be-
zahlung geboten werde.

Die Gespräche sollen unmittelbar nach der Bundestagswahl
fortgesetzt werden. Für die DSTG nahm Bundesgeschäftsfüh-
rer Paul Courth an dem Meinungsaustausch teil.
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V erabschiedet wurde
aus dem Kreis
der Tarifkommission

Hans-Joachim Schindler,
der fast 15 Jahre lang Mit-
glied der DSTG-Tarifkom-
mission für den Landesver-
band Saar war.

Bei seiner Abschiedsrede
würdigte der Vorsitzende
der Tarifkommission, Hel-
mut Overbeck, das Engage-
ment von Hans-Joachim
Schindler: ¹Hans-Joachim
hat sich in gleichem Maûe
wie er gewerkschaftlich für
die Kolleginnen und Kolle-
gen tätig war, auch einge-
setzt in der Personalratsar-
beit. Sowohl auf örtlicher
Ebene beim Finanzamt
Neunkirchen, wo er über
20 Jahre Mitglied des örtli-
chen Personalrats war als
auch überörtlich. So war er
ca. 14 Jahre Mitglied im Be-
zirkspersonalrat bei der
OFD Saarbrücken und
ebenso lange stellvertreten-
der Vorsitzender des DSTG-
Landesverbandes Saarª.

Engagiert ist Hans-Joachim
Schindler aber auch auf
kirchlichem und sozialem
Gebiet. Seit mindestens
20 Jahren ist er Vorsitzender
des Kirchenchores seiner
Gemeinde St. Anna in

St. Wendel, auûerdem Mit-
glied des Pfarrgemeinderats
und des Vorstandes der So-
zialstation. Für sein soziales
Engagement wurde Schind-
ler am Tag des Ehrenam-
tes, am 5. Dezember 1996,
mit der Verdienstmedaille
des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutsch-
land durch Bundespräsident
Roman Herzog ausgezeich-
net.

Hildegard Fehrenbach, die
ebenfalls verabschiedet wur-
de, war seit 1989 Mitglied
der Tarifkommission als Ver-
treterin des Bezirksverban-
des Karlsruhe. Ebenso wie
ihr gewerkschaftlicher Ein-
satz ± Fehrenbach war lange
Jahre stellvertretende Vor-
sitzendes des DSTG-Be-

zirksverbandes Karlsruhe
zuerst in der Eigenschaft als
Bezirksfrauenvertreterin da-
nach als Tarifvertreterin ±
war auch ihr Wirken in der
Personalvertretung, so als
stellvertretende Vorsitzende
des Bezirkspersonalrats bei
der OFD Karlsruhe über
8 Jahre, als BPR-Mitglied so-
gar 12 Jahre und als Mit-
glied des Hauptpersonalrats
beim FinMin Baden-Würt-
temberg.

Für die persönliche Zukunft
wünschte Overbeck den
beiden im Namen der Tarif-
kommission mit einem herz-
lichen Dank für ihre Tätig-
keit und kollegiale Zusam-
menarbeit alles Gute.

Steuerpolitik
dämpft Arbeits-
losigkeit

W elchen Beitrag
kann die Steuer-
politik zur Be-

kämpfung der Arbeitslosig-
keit leisten? Diese Frage
sollte auf dem Steuerbe-
raterkongreû vom 11. bis
12. Mai 1998 im Kongreû-
zentrum in Leipzig beant-
wortet werden.

Der Präsident der Bundes-
steuerberaterkammer, Dr.
Wilfried Dann forderte, die
¹Petersberger Beschlüsseª
für eine Groûe Steuerreform
unverzüglich umzusetzen.
Die hohe Belastung gerade
der mittelständischen Wirt-
schaft durch die Lohnne-
benkosten habe eine Flucht
in die Schattenwirtschaft zur
Folge, deren Gefahren nicht
unterschätzt werden dürf-
ten. Durch das Steuerdum-
ping zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten bestünde die
Gefahr des Verlustes von In-
vestitionen und damit von
weiteren Arbeitsplätzen.

Eine Steuerreform nach dem
Prinzip ¹Niedrigere Steuer-
sätze ± weniger Ausnah-
menª sei ein wirksamer Bei-
trag, den Wirtschaftsstand-
ort zu stärken. Niedrigere
Steuersätze und gleichzeiti-
ger Abbau des Wustes von
steuerlichen Vergünstigun-
gen seien insbesondere für
den ausländischen Investor
ein wichtiger Anreiz.

Zuvor ± bei der Eröffnung
des Kongresses ± hatte sich
Dann auch dafür aus-
gesprochen, die Annahme
von Steuererklärungen und
Steueranmeldungen in Euro
durch die Finanzämter be-
reits zum 1. Januar 1999 zu
ermöglichen. Dem schloû
sich Bundesfinanzminister
Theo Waigel an. Er appel-
lierte an die Ministerpräsi-
denten der Länder, die sog.
¹kleine Lösungª zu akzep-
tieren: danach können die
monatlichen Anmeldungen
für die Umsatz- und Lohn-
steuer in Euro erfolgen. Die
Beträge würden dann in der
Finanzverwaltung in DM
umgerechnet.

Für die DSTG nahmen
am Steuerberaterkongreû
der Bundesvorsitzende und
Bundesgeschäftsführer Paul
Courth teil.

Tarifkommission
tagte in Bonn

Die DSTG-Tarifkommis-
sion kam am 24./25. April
1998 im DSTG-Haus in
Bonn unter Leitung ihres
Vorsitzenden, Helmut Over-
beck, zu ihrer 54. Sitzung
zusammen, um die tarif-
politische Gewerkschafts-
arbeit auf Bundesebene ±
insbesondere den Tarifab-
schluû 1998 ± zu diskutie-
ren und die Entwicklungen
in den Ländern zu erör-
tern. Auf der Tagesord-
nung standen u.a. Tarif-
und Eingruppierungsfra-
gen, Arbeiter- und Orga-
nisationsangelegenheiten
sowie Fragen der Zusatz-
versorgung im öffentlichen
Dienst.

Zwei verdiente Mitglieder
aus der Tarifkommission
der DSTG verabschiedet

Hans-Joachim Schindler

Hildegard Fehrenbach wird von Helmut Overbek
verabschiedet.
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S oll das Bankgeheim-
nis ersatzlos gestri-
chen werden? Diese

Frage hat DSTG-Chef Dieter
Ondracek in der Wirt-
schaftswoche mit einem kla-
ren ¹Jaª beantwortet: Wäh-
rend der Betriebsprüfer bei
einer ¹normalenª Betriebs-
prüfung auch Informationen
über dritte Personen einho-
len kann (¹Kontrollmittei-
lungenª), wird Betriebsprü-
fern bei Bankenprüfungen
eine Binde um die Augen
gelegt, indem ihnen un-
tersagt ist, Informationen
über Kundenkonten an
die Wohnsitzfinanzämter
des Kunden weiterzuleiten
(§ 30a AO). Den Wohnsitz-
finanzämtern wird damit die
Möglichkeit genommen, zu
prüfen, ob Zinseinkünfte ver-
steuert sind.

§ 30a AO ist euphemistisch
überschrieben mit ¹Schutz
von Bankkundenª. In Wirk-
lichkeit schützt er nicht
die Bankkunden, sondern
begünstigt Steuerstraftäter.
Dies ist die legalisierte Un-
terstützung von Steuerhin-
terziehung und damit ein
strukturelles Vollzugshinder-
nis im Sinne des Zinsurteils
des Bundesverfassungsge-
richts ± ein rechtspolitisches
und gesellschaftspolitisches
¾rgernis par excellence!

Durch die Einführung des
Zinsabschlags hat sich das
Problem zwar in quantita-
tiver Hinsicht entschärft,
denn: hinterzogen werden
können nur noch die über
dem Zinsabschlag liegenden
Steuern. Qualitativ hat das
Problem an rechtspolitischer
Brisanz nichts eingebüût. Es
wird daher hohe Zeit, daû
§ 30a AO endlich aus der Ab-
gabenordnung, dem Grund-
gesetz unserer Steuerrechts-
ordnung, verschwindet.

Im übrigen: der Bankkunde
wird durch § 30a AO nur
sehr begrenzt ¹geschütztª.
Ihm wird vielmehr eine ¹Si-
cherheitª vorgetäuscht, die

es in Wirklichkeit nicht gibt.
Denn das ¹Bankgeheimnisª
gilt nicht im Steuerstrafver-
fahren. Die Grenzen zwi-
schen Besteuerungsverfah-
ren und Steuerstrafverfah-
ren sind flieûender denn je,
nachdem das Bundesver-
fassungsgericht in seiner
Rechtsprechung zu den
¹Bankenfahndungenª die
Schwelle zum Anfangsver-
dacht für eine Steuerstraftat
sehr niedrig gehängt hat.
Wenn etwa systematisch
Geldtransfers nach Luxem-
burg nur mit Angaben einer
Kennziffer ohne Namens-
nennung vorgenommen wer-
den, kann dies ein Hinweis
sein, daû Banken systema-
tisch Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung geleistet haben.
Das Bundesverfassungsge-
richt hat bewuût in Kauf ge-
nommen, daû auch Unterla-
gen von Kunden, die keine
Steuerhinterziehung betrie-
ben haben, von den Fahn-
dern ausgewertet werden
können. Das sog. ¹Bankge-
heimnisª ist damit zumin-
dest teilweise zu einem in-
haltsleeren Popanz gewor-
den. Schon deshalb sollte
man es unverzüglich ab-
schaffen!

Die Banken sind Teil unserer
offenen Gesellschaft. Sie
sollten aktiv daran mitwir-
ken, daû ein hohes Rechts-
gut geschützt bleibt ± die
Gleichmäûigkeit der Be-
steuerung.

Die gesellschaftliche Solida-
rität wird gesprengt,

I wenn die einen ehrlich
und pünktlich ihren steu-
erlichen Pflichten nach-
kommen, während die an-
deren ihren Tribut verwei-
gern,

I wenn die steuerliche Be-
lastung insbesondere der
Arbeitnehmer deshalb kon-
fiskatorische Ausmaûe er-
reicht hat, weil durch die
Steuerkriminalität gewal-
tige Haushaltslöcher auf-
gerissen werden.

DSTG: Bankgeheimnis
ersatzlos streichen

Nach fast 30 Jahren ist das bisherige Arbeits-
förderungsgesetz (AFG) vollständig überarbeitet worden:
Seit 1. Januar 1998 gehört das Recht der Arbeitsförderung
als Drittes Buch zum Sozialgesetzbuch (SGB III). Zur
Arbeitsförderungsreform hat das Bundesministerium für
Arbeit und Sozialordnung (BMA) gleich mehrere Bro-
schüren herausgegeben: ¹Reform der Arbeitsförderung
(Best.-Nr. A 185), ¹Wegweiser durch das neue Arbeits-
förderungsrechtª (Best.-Nr. A 186) sowie ¹SGB III-Gesetzes-
textª (Best.-Nr. A 181). Die Broschüren sind kostenlos beim
BMA erhältlich (Tel.: 01 80-5 15 15-10, Fax: -11).

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat mit Urteil
vom 19. Februar 1998 (6 AZR 460/96) den gekürzten Beihilfe-
anspruch von Teilzeitbeschäftigten bestätigt. Die Richter er-
kannten als rechtens, daû nicht vollbeschäftigte Angestellte
nach § 40 BAT von der errechneten Beihilfe den Teil erhalten,
der dem Verhältnis entspricht, in dem die regelmäûige
wöchentliche Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten zur arbeits-
vertraglich durchschnittlichen regelmäûigen wöchentlichen
Arbeitszeit des Teilzeitbeschäftigten steht.

Der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT)
verstöût gegen das Gebot der Freizügigkeit für Arbeitnehmer
in der Europäischen Union. Beschäftigte im öffentlichen
Dienst, die zeitweise in einem anderen EU-Land gearbeitet
haben, werden einem Urteil des Europäischen Gerichtshofs
zufolge durch den Tarif diskriminiert, weil bei der Einstufung
Beschäftigungszeiten im öffentlichen Dienst eines Mitglieds-
staates auûer Betracht bleiben. Einem Arbeitnehmer im öf-
fentlichen Dienst darf es aber nicht zum Nachteil gereichen,
daû er in einem Partnerstaat der Gemeinschaft gearbeitet hat
(AZ C-15/96).

Angestellte des öffentlichen Dienstes, die we-
gen privater Vergehen zu einer Haftstrafe verurteilt werden,
müssen zusätzlich mit der Kündigung rechnen. Eine straf-
rechtliche Verurteilung verstoûe gegen die allgemeine Vor-
schrift des Bundes-Angestelltentarifvertrages, das Ansehen
des öffentlichen Dienstes zu wahren, stellte das Bundesar-
beitsgericht (BAG) in einem am 3. Februar d.J. veröffentlich-
ten Urteil fest (Az.: 2 AZR 643/96). Im konkreten Fall war eine
Sachbearbeiterin immer wieder wegen zwanghafter Kauf-
sucht aufgefallen. Meist hatte sie die Gegenstände nicht be-
zahlen können. Zahlreiche Verurteilungen wegen Betrugs
wurden Ende 1994 schlieûlich zu einer dreijährigen Haftstrafe
mit Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus
zusammengefaût. Der Arbeitgeber hatte daraufhin gekün-
digt, was das BAG in höchster Instanz bestätigte.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom
20. Februar 1997 (Az.: 6 AZR 760/95) entschieden, daû Ar-
beitslosengeld nicht auf die tarifvertragliche Abfindung nach
den Tarifverträgen über den Rationalisierungsschutz für An-
gestellte bzw. Arbeiter angerechnet werden darf.

Der Bochumer Oberbürgermeister Ernst-Otto
Stüber ist neuer Vorsitzender der Kommunalen Arbeitgeber-
verbände und damit als Nachfolger von Lothar Ruschmeier
ihr künftiger Verhandlungsführer bei den Tarifrunden für den
öffentlichen Dienst geworden.

Andreas Winter (29), Jurist, ist neuer Tarifreferent der
GGVöD und DBB-Tarifunion. Winter hat seine Tätigkeit am
4. Mai 1998 in der Bonner Geschäftsstelle angetreten.

+++ Tarif-Telegramm +++
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D ie Meldungen über
Bankendurchsu-
chungen nehmen

kein Ende. Immer öfter bittet
die Presse um Informationen
über den Ablauf, die Hinter-
gründe und den Umfang der
Bankenfahndungen. In ei-
nem Gespräch mit der
Zeitschrift ¹Finanzenª hat
der DSTG-Bundesvorsitzen-
de typische Fragen beant-
wortet.

Wie hoch schätzen Sie
die Akten-/Datenberge,
die bei den Bank-
durchsuchungen
beschlagnahmt wurden?

Bei den Bankdurchsuchun-
gen geht es in erster Linie
darum, getarnte und anony-
misierte Geldflüsse nach
Luxemburg und ins andere
Ausland festzustellen. Denn
die Tatsache, daû Beträge
anonymisiert und getarnt ins
Ausland überwiesen wur-
den, ergibt einen Anfangs-

verdacht für Steuerhinter-
ziehung. Bei den bisheri-
gen Durchsuchungsaktionen
wurden Unterlagen über
schätzungsweise 100 000
solcher Vorgänge sicherge-
stellt.

Wieviel wurde schon
ausgewertet? Wie lange
brauchten die Beamten
dafür?

Die Enttarnung und Zuord-
nung auf bestimmte Perso-
nen erfordert eine Menge
von Vorarbeiten. Es muûten
in mühevoller Kleinarbeit
Einzeldaten und Fakten wie
in einem Puzzlespiel zusam-
mengesetzt werden. Die
Steuerfahnder haben hierfür
eigene Software entwickelt.
Diese Vorarbeiten waren
sehr zeitaufwendig. Nach-
dem es mittlerweile gelun-
gen ist, mit Hilfe der eigens
entwickelten Computerpro-
gramme die Zuordnungen
und Enttarnungen maschi-

nell zu unterstützen, können
nunmehr die Datenberge
zügig abgearbeitet werden.
Nach dem derzeitigen Stand
dürften etwa 20% der si-
chergestellten Datenmen-
gen ausgewertet sein.

Wieviel wurde noch nicht
ausgewertet? Wie lange
werden die Beamten
dafür noch brauchen?
Werden sie den Berg
überhaupt abarbeiten
können?

Der gröûte Teil der Unterla-
gen ist noch nicht ausgewer-
tet. Im Zuge der Auswertun-
gen werden auch immer
wieder neue Fälle entdeckt.
Die Steuerfahndung wurde
in allen Bundesländern per-
sonell verstärkt. Aber auch
diese Personalverstärkung
wird erst mit Zeitverzö-
gerung wirksam, weil die
neuen Kräfte ausgebildet
und eingearbeitet werden
müssen. Nach Einschätzun-
gen der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft werden die
Steuerfahndungsstellen noch
mehrere Jahre brauchen, bis
die Datenberge abgearbei-
tet sind. Die Steuerverwal-

tung wird alle Anstrengun-
gen unternehmen, damit der
Berg zügig abgearbeitet
werden kann. Gefordert ist
aber letztlich die Politik, die
die Steuerverwaltung perso-
nell stärken muû.

Wie stellt sich der
Wettlauf mit der
Verjährung dar?

Nach § 78 des Strafgesetz-
buches verjährt die Strafver-
folgung für Straftaten, die
im Höchstmaû mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als
einem Jahr bis zu fünf Jah-
ren bedroht sind, nach fünf
Jahren. Darunter fällt die
Steuerhinterziehung. Das
¹Luxemburg-Phänomenª be-
gann 1992. Für 1992 war die
Steuererklärung im Jahre
1993 abzugeben. Für dieses
Jahr endet die Strafverfol-

100 000 Spuren bei den
Bankenfahndungen

Anzeigen
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gung regelmäûig im Jahr
1998. Nachdem die Straftat
nicht die Geldverlagerung
ins Ausland, sondern die
nachfolgende Nichterklä-
rung von Kapitaleinkünften
ist, ist jedes Jahr für sich ge-
sondert zu betrachten, d. h.
auch wenn die Strafverfol-
gung für das Jahr 1993 ver-
jährt wäre, kann für die Jah-
re 1994 ff. strafrechtlich er-
mittelt werden. Soweit die
Steuer hinterzogen ist, ver-
jähren diese erst nach zehn
Jahren. Dies heiût: auch
wenn die Strafverfolgungs-
möglichkeit verjährt wäre,
könnte die Steuer für zehn
Jahre zurück festgesetzt
werden.

Reicht das Personal
der Finanzbehörden?

Das Personal in den Finanz-
ämtern reicht nicht aus.
Durch die groûen Kontroll-
lücken bereits im Innen-
dienst werden viele Steuer-
zahler erst ¹animiertª steuer-
unehrlich zu werden. Auch
die Prüfungsdienste sind
personell so schwach be-
setzt, daû sie nur in groûen
Abständen stichprobenwei-
se prüfen können. Obwohl
die Steuerfahndungsstellen
in den letzten Jahren perso-
nell verstärkt sind, reicht
auch dort das Personal nicht
aus, allen Strafverdachten
nachzugehen.

Welche ¹Steuerhinter-
zieherª können sich
diesbezüglich auf der
sicheren Seite fühlen?

Wegen Personalmangel kön-
nen nicht alle Verdachtsfälle
aufgegriffen werden. Es gibt
aber kein festes System,
woraus man ableiten könnte,
welche Fälle aufgegriffen
werden und welche Fälle
wegen der Personaleng-
pässe liegen bleiben.

Wieviele hat es schon
erwischt?

Mit der derzeitigen perso-
nellen Besetzung der Steu-
erfahndung werden pro Jahr
etwa 12 000 Strafverfahren
abgeschlossen.

Wie gehen die Beamten
bei der Auswertung
des Materials vor?

Die Auswertung des Mate-
rials bedeutet für die Steuer-
fahnder/innen eine mühe-
volle Kleinarbeit und oftmals
ein zeitraubendes Puzzle-
spiel. Wegen der besonde-
ren Art der Tarnung (Zer-
stückelung von Beträgen,
Anonymisierung von Beträ-
gen, Verschlüsselung durch
Nummern oder Fantasiena-
men) ist die Auswertung des
Materials sehr zeitraubend.

Wie knacken sie die
Verrechnungskonten?

Ausgehend von den Beträ-
gen auf den Verrechnungs-
konten muû der Weg zurück
zum Einzahler oder zum
Kontoinhaber verfolgt wer-
den. Dies wäre bei einer
klar definierten Überwei-
sung kein Problem. Bei Tar-
nungen und Verschleierun-
gen wird dies schwierig. Die
Steuerfahnder/innen haben
aber selbst Computerpro-
gramme entwickelt, die die-
ses Zurückverfolgen und
Enttarnen erleichtert.

Wie funktioniert das
Suchprogramm Bingo?
Funktioniert es bei allen
Banken? Gibt es andere
Programme?

Die mit den Bankenfällen
betrauten Steuerfahnder/in-
nen haben Suchprogramme
entwickelt, die im wesentli-
chen bei allen betroffenen
Banken funktionieren, weil
die Tarnungs- und Ver-
schleierungsmaûnahmen
sich stark ähneln. Die Pro-
gramme werden laufend
weiterentwickelt, um auch
in den Bereichen, wo sie der-
zeit nicht greifen, zum Ziel
zu kommen.

Welche Steuersünder
werden früher oder
später vom Fahnder
Besuch bekommen?

Nach dem derzeitigen Er-
mittlungsstand kann man
davon ausgehen, daû der al-

ler gröûte Teil des sicherge-
stellten Materials so ausge-
wertet werden kann, daû
die Geldanleger identifiziert
werden können. Dies ist al-
leine eine Frage der Zeit
und der personellen Kapazi-
täten.

Wer sollte an eine
Selbstanzeige denken?
Wer nicht? Wer kann
überhaupt nicht entdeckt
werden? Warum?

Steuerhinterziehung ist eine
Straftat. Alleine bei der
Steuerstraftat ¹Steuerhinter-
ziehungª gibt es die Mög-
lichkeit der strafbefreienden
Selbstanzeige. Wenn der
Gesetzgeber schon eine sol-
che Möglichkeit schafft,
sollte sie eigentlich von je-
dem, der steuerunehrlich
war, genutzt werden. Für all'
diejenigen, die in Kenntnis
ihrer früheren Steuerunehr-
lichkeit heute schon nicht
mehr schlafen können, weil
sie Angst vor Entdeckung
haben, ist die Selbst-
anzeige möglicherweise ei-
ne persönliche Erleichte-
rung.

Die Möglichkeiten der Steu-
erfahndung enden meist an
den nationalen Grenzen.
Nur in eingegrenztem Um-
fang sind über Amtshilfeab-
kommen Auskünfte oder
Hilfestellungen aus dem
Ausland denkbar. Geld ist
zwar relativ leicht zu ver-
stecken und zu verlagern.
Die Transaktionen hinterlas-
sen aber oftmals Spuren auf
Papier oder in elektroni-
schen Medien. Nur dort wo
keinerlei Spuren hinterlas-
sen werden und keine Mit-
wisser vorhanden sind, wird
eine Aufdeckung nicht mehr
möglich. Dies wird aber nur
in wenigen Fällen denkbar
sein. Selbst Bargeldbewe-
gungen werden nach den
Geldwäschevorschriften re-
gistriert und dokumentiert.
Die Aufdeckungsrate wird
im wesentlichen von den
personellen Möglichkeiten
der Steuerfahndung und
den gesetzlichen Möglich-
keiten bestimmt. Diese bei-
den Faktoren werden von
der Politik bestimmt.

Steuerlast ist
ungleich verteilt

Die ungleiche Verteilung
der Steuerlast ist nach einer
von der Friedrich-Ebert-Stif-
tung in Auftrag gegebenen
Untersuchung des WSI noch
gröûer als bisher angenom-
men ± zugunsten von Unter-
nehmen und Selbständigen,
zu Lasten von Arbeitneh-
mern. Die Studie beruht auf
Untersuchungen bei 50 000
Haushalten für die Erhe-
bungsstichjahre 1983, 1988
und 1993.
Die Steuerlast der Unterneh-
men und Selbständigen sei
seit Jahren permanent ge-
sunken und habe heute
auch im internationalen Ver-
gleich ein bemerkenswert
niedriges Niveau erreicht ±
trotz formal hoher Steuer-
sätze. Der Beitrag der Unter-
nehmen zum gesamten
Steueraufkommen betrage
zuletzt nur noch rd. 17 v. H.
Umgekehrt sei die Steuer-
und Abgabenlast der Ar-
beitseinkommen permanent
gestiegen. Der Anteil der
Lohnsteuer am Steuerauf-
kommen betrage dagegen
33 v. H. Insgesamt machten
Lohnsteuer, Mehrwertsteuer
und Mineralölsteuer zusam-
men sogar rd. 73 v. H. des ge-
samten Steueraufkommens
aus.

Wahlaussage
abgelehnt

Der Deutsche Beamtenbund
wird keine eindeutige Wahl-
aussage zugunsten einer
Partei machen. Im Süddeut-
schen Rundfunk unterstrich
der DBB-Bundesvorsitzende
Erhard Geyer, Mitgliedsbei-
träge seien nicht dazu da,
politische Parteien zu unter-
stützen.
Voraussichtlich in der Juli/
August-Ausgabe dieser Zei-
tung werden die Wahlpro-
gramme der im Deutschen
Bundestag vertretenen Par-
teien zur Dienstrechtspoli-
tik, Steuerpolitik usw. sy-
noptisch gegenübergestellt.
Dann kann sich jeder sein
eigenes Urteil bilden.
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50 Jahre Bezirks-
verband Westfalen-
Lippe

D er älteste DSTG-Be-
zirksverband West-
falen-Lippe wurde

in diesem Jahr 50 Jahre. Am
29. April 1998 wurde dieser
Geburtstag in der Stadthalle
Gütersloh gefeiert. Versam-
melt war die ¹Steuerfamilieª
aus dem Bereich der Ober-
finanzdirektion Münster, um
nicht nur an 50 Jahre effekti-
ver Gewerkschaftsarbeit zu
erinnern, sondern auch ei-
nen Ausblick in die Zukunft
zu wagen.

In einem Festreferat zeigte
Professor Wolfgang Ritter,
früherer Finanzchef der
BASF und treues DSTG-
Mitglied, die ¹Wege der
Steuern im 21. Jahrhundertª
auf ± eine beeindruckende
Perspektive für die Rolle der
Steuern in einer globalisier-
ten Welt. So verliere der Ort
der wirtschaftlichen Tätig-
keit immer mehr an Bedeu-
tung. Ob die Steuern in ei-
ner solchen Welt einfacher
würden, bezweifelte Wolf-
gang Ritter. Denn: ¹Steuern
sind zu Geld geronnene
Politik. Eine unberechenbare
und rational nicht gesteu-
erte Politik wird nicht nach-
lassen, daû dieses Rinnsal
munter weiter flieûtª.

Nach der Bürgermeisterin
der Stadt Gütersloh, Maria
Unger, überbrachten Ge-
burtstagsglückwünsche für
die SPD-Landtagsfraktion
der stellvertretende Vorsit-
zende Reinhold Trinius, für
die CDU-Landtagsfraktion
Rainer Lux, für die Ober-
finanzdirektion Oberfinanz-
präsident Jürgen Himstedt,
für den DBB-Landesbund
Erich Steffen sowie für die
DSTG-Bund der Bundesvor-
sitzende Dieter Ondracek.

Der DSTG-Ehrenvorsitzen-
de Hermann Fredersdorf ±
zugleich Gründungsmitglied
des Bezirksverbandes ± hob
in seinem Glückwunsch die
steuerpolitische Rolle der
DSTG hervor. Sie sei die ein-
zige politische Kraft in
Deutschland, die immer
wieder eine durchgreifende
Steuervereinfachung forde-
re; die DSTG sei das stets
mahnende Gewissen einer
Politik, die nicht den Mut,
die Kraft oder die Kompe-
tenz habe, diese Aufgabe
von hoher gesellschaftlicher
Priorität zu lösen.

Der Bezirksvorsitzende Mei-
nolf Guntermann nahm die
Gelegenheit wahr, an die
von den Bankenfahndungen
betroffenen Steuerzahler ei-
nen Appell zu richten, sich
durch eine Selbstanzeige
Straffreiheit zu verschaffen.
In tausenden Fällen sei noch
Zeit für eine solch' strafbe-

freiende Selbstanzeige. ¹Wer
freiwillig zum Finanzamt
kommt und seine hinterzo-
genen Steuern nachzahlt,
geht völlig straffrei ausª.

TOP-Meldung
in Brandenburg
über die DSTG

E inen hervorragenden
PR-Erfolg konnten
DSTG-Chef Dieter

Ondracek und der Vorsit-
zende des DSTG-Landes-
verbandes Brandenburg,
Hans-Holger Büchler, in ei-
ner Pressekonferenz am
8. Mai 1998 in Potsdam lan-
den. Ungeschminkt aufge-
zeigt hat Büchler die Lage
der Steuerverwaltung in
Brandenburg ± mit aller
Kraft unterstützt von Ondra-
cek, der zugleich die ¹Mi-
sere der Steuerverwaltungª
auf Bundesebene sichtbar
machte.

Über die Pressekonferenz
wurde bundesweit berich-
tet. In Brandenburg war sie
eine Top-Meldung des Ta-
ges. Die CDU-Landtagsfrak-
tion hat einen Bericht zur
Lage der brandenburgi-
schen Steuerverwaltung ge-
fordert. ¹Wir wollen wissen,
wie sich die Rahmenbedin-
gungen für die Steuerver-
waltung vor dem Hinter-
grund der Haushaltslage
verbessern lassen. Immerhin
handelt es sich in der Steuer-
verwaltung nicht nur um
eine Ausgabeposition, son-
dern in erster Linie um wich-
tige Einnahmepositionen für
das Landª, so MdL Thomas
Lunacek in einer Presseer-
klärung.

Ondracek wies u.a. auf den
langgestreckten Prüfungs-
turnus in Brandenburg hin:

I 7,5 Jahre bei Groûbetrie-
ben,

I 17,2 Jahre bei Mittelbe-
trieben,

I 45,6 Jahre bei Kleinbetrie-
ben und

I 181,5 Jahre bei Kleinstbe-
trieben.

Büchler kritisierte, daû die
Steuerverwaltung als Ein-
nahmeverwaltung von den
pauschalen Personalkürzun-
gen in Höhe von jährlich 1%
betroffen sei ± eine Verwal-
tung die sich im Aufbau be-
finde und die auf jeden Mit-
arbeiter dringender denn je
angewiesen sei.

Scharf kritisiert hat Büchler,
daû nicht alle Finanz- und
Steueranwärter/innen über-
nommen werden. ¹Die Steu-
erverwaltung des Landes
Brandenburg bildet mit gro-
ûem didaktischen und finan-
ziellen Aufwand im Bil-
dungszentrum Königs Wu-
sterhausen die Nachwuchs-
kräfte für die Brandenburger
Steuerverwaltung aus. Die
Gesamtausbildungskosten
von ca. 70 000 DM im mittle-
ren Dienst und von über
100 000 DM im gehobenen
Dienst seien gut angelegtes
Kapital, eine Investition für

die anstehenden und künfti-
gen Aufgaben in der Steuer-
verwaltung des Landes
Brandenburgª, so Büchler.

Beleuchtet haben Ondracek
und Büchler die Lage der
Steuerverwaltung auch vor
dem Hintergrund des bun-
desstaatlichen Finanzaus-
gleichs. Die Forderung der
¹Geber-Länderª zu einer
Neuordnung des Länderfi-
nanzausgleichs erhalte neue
Nahrung, wenn z. B. Ham-
burg als ¹Geber-Landª
die Steuerverwaltung von
Personaleinsparungen aus-
nehme und alle Finanz- und
Steueranwärter/innen über-
nehme, aber in Branden-
burg das Gegenteil der Fall
sei. ¹Es widerspricht dem
Gedanken des Grundgeset-
zes, die Nichtausschöpfung
von eigener Finanzkraft
(Vollzugsdefizite) durch Aus-
gleichszahlungen anderer
belohnen zu lassenª.

Der Festredner des 50jährigen Jubiläums des Bezirks-
verbandes Westfalen-Lippe, Prof. Wolfgang Ritter (Mitte),

mit der Vorsitzenden des Bezirkspersonalrats bei der
OFD Münster, Vera Dietrich, und dem Vorsitzenden des
Bezirksverbandes, Meinolf Guntermann in Gütersloh.
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D er Bundesrat hat am
27. 3. 1998 dem Ge-
setz zur sozialrecht-

lichen Absicherung flexibler
Arbeitszeitregelungen zu-
gestimmt. Das Gesetz tritt
rückwirkend zum 1. Januar
1998 in Kraft und soll be-
stehende rechtliche Hemm-
nisse bei der Umsetzung
flexibler Arbeitszeitregelun-
gen ausräumen.

Das Gesetz hat folgende
Regelungsschwerpunkte:

Sozialversicherungs-
schutz, Beitragsrecht
und lnsolvenzschutz

Nach bislang geltendem
Recht hing die Versiche-
rungs- und Beitragspflicht
von einem Beschäftigungs-
verhältnis ab, das eine tat-
sächliche Arbeitsleistung
gegen Entgelt voraussetzt.
Aufgrund der Entwicklung
neuer Teilzeitmodelle, die
keine durchgängige Ar-
beitsleistung vorsehen, be-
stand Handlungsbedarf für
den Gesetzgeber. Bei ver-
schiedenen Arbeitszeitkon-
ten-Modellen erbringt der
Arbeitnehmer in einem be-
stimmten Zeitraum keine
Arbeitsleistung, er erhält je-
doch ein Arbeitsentgelt, das
durch eine tatsächliche Ar-
beitsleistung vor oder nach
der Freistellungsphase er-
zielt wird. Zur Absicherung
derjenigen Arbeitnehmer,
die ein Arbeitszeitkonto füh-
ren lassen, wurde durch eine
Ergänzung des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch eine
allgemeine sozialversiche-
rungsrechtliche Regelung
geschaffen, die auch Unter-
brechungen des Arbeitsle-
bens (z. B. durch ein Sabbat-
Jahr) zuläût, ohne daû der
Sozialversicherungsschutz
der beteiligten Arbeitneh-
mer entfällt.

Auûerdem wird die Fällig-
keit der Beiträge für die ¹an-

gespartenª Arbeitsentgelte
auf die Freistellungszeit-
räume verschoben; denn
grundsätzlich ist die Fällig-
keit der Beiträge an die er-
brachte Arbeitsleistung ge-
bunden. Für Langzeitkonten
müssen Absicherungen für
den Fall der Zahlungsunfä-
higkeit des Arbeitgebers ge-
troffen werden.

Rentenversicherung

Für die gesetzliche Renten-
versicherung wird klarge-
stellt, daû insbesondere im
Falle des Todes oder des
Eintritts der Erwerbsmin-
derung die Beiträge aus
noch offenen Arbeitsentgel-
ten aus flexiblen Arbeitszeit-
regelungen als rechtzeitig
gezahlte Beiträge gelten
und damit den Betrag der
Rente steigern.

Krankenversicherung
und Pflegeversicherung

Der Versicherte erhält Kran-
kengeld nur auf der Basis
des tatsächlich gezahlten
Entgelts. Das Gesetz sieht
vor, daû die Mitgliedschaft
auch dann zustande kommt,
wenn der Arbeitnehmer zu
Beginn des entgeltlichen
Beschäftigungsverhältnisses
von der Arbeitsleistung frei-
gestellt ist und die Beschäfti-
gung erst zu einem späteren
Zeitpunkt aufnimmt. Die
Mitgliedschaft beginnt in
diesem Fall mit dem Tag, an
dem das Beschäftigungsver-
hältnis beginnt.

Arbeitsförderung

Den Arbeitnehmern mit fle-
xibler Arbeitszeit sollen
keine Nachteile bei der Be-
rechnung des Arbeitslosen-
geldes entstehen. Der Be-
messung des Arbeitslosen-
geldes ist daher nicht das ur-
sprünglich vereinbarte Ar-

beitsentgelt, sondern das
Arbeitsentgelt zugrunde zu
legen, das der Arbeitslose
im Bemessungszeitraum für
die geleistete Arbeitszeit er-
zielt hätte, wenn eine Ver-
einbarung nicht geschlossen
worden wäre. Umfaût der
Bemessungszeitraum Zeiten
einer Freistellung, ist für
diese Zeit das Arbeitsentgelt
maûgebend, das der Erhe-
bung der Beiträge zugrunde
lag.

Altersteilzeitgesetz

Die Betriebe erhalten die
Möglichkeit, innerhalb ei-
nes Verteilzeitraums von bis
zu drei Jahren die Altersteil-
zeit in Arbeits- und Frei-
stellungsphasen aufzuteilen,

auch ohne daû ein Tarifver-
trag vorliegen muû. Es bleibt
bei dem grundsätzlichen Ta-
rifvorbehalt für die über drei
Jahre hinausgehende Auf-
teilung in Arbeits- und Frei-
stellungsphasen. Die Ta-
rifvertragsparteien können
aber in den Tarifvertrag eine
Öffnungsklausel für Be-
triebsvereinbarungen auf-
nehmen.

Der Verteilzeitraum, inner-
halb dessen die Anspar- und
Freistellungsphase bei der
Altersteilzeitarbeit liegen
muû, wird von bisher 5
auf 10 Jahre verlängert.
Die Höchstförderungsdauer
durch die Bundesanstalt für
Arbeit bei Wiederbesetzung
bleibt bei fünf Jahren.

Rückwirkend zum 1. Januar

Absicherung flexibler
Arbeitszeitregelungen
tritt in Kraft

DBB Europa-Konferenz

DBB warnt vor
Magersucht beim
¹schlanken Staatª

A ls eher beschönigte
Formel für den poli-
tischen Rückzug hat

der stellvertretende DBB-
Bundesvorsitzende Peter
Heesen den Begriff ¹schlan-
ker Staatª gewertet.

In seinem Resümee über die
gemeinsam vom DBB und
der Vertretung der Euro-
päischen Kommission in
Deutschland veranstalteten
Europa-Konferenz am 5. Mai
1998 im Bonner Wissen-
schaftszentrum warnte Hee-
sen eindringlich vor dem
Wunsch, Schlankheit mit
gefährlicher Magersucht zu
erkaufen, wie sie sich im
öffentlichen Dienst im Be-
reich der inneren Sicher-
heit in einem grenzenlosen
Europa bereits abzeichne.
¾hnliches gelte für die Steu-
ergerechtigkeit, ohne die es
ebenfalls ein funktionsfä-
higes Europa nicht geben
könne. Kontraproduktives
staatliches Engagement
¹auf Sparflammeª sei auch
bei Bildung und Ausbildung
zu beobachten.

Befürwortet wurde von
Heesen eine sachgerechte

Aufgabenkritik. Dabei sei
staatspolitisch jedoch die
Vorstellung unzureichend,
daû sich die Aufgaben des
Staates vom Geldbeutel her
definieren lieûen.
Für den öffentlichen Dienst
in Europa forderte Heesen
Übereinstimmung über die
Zielsetzung einer verläû-
lichen Erfüllung der Staats-
aufgaben im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger.
Eine Harmonisierung werde
allerdings entschieden ab-
gelehnt. Es gelte vielmehr,
die vorhandene Vielfalt, die
den Wettbewerb zwischen
den öffentlichen Diensten
sichere, zu erhalten.
Auch der DBB-Bundesvor-
sitzende Erhard Geyer hatte
bei der Eröffnung der Ta-
gung vor einer Kapitulation
vor einem sich immer weiter
ausbreitenden ¹Ökonomis-
musª gewarnt. Der Standort
Deutschland definiere sich
nicht ausschlieûlich über ge-
sicherte wirtschaftliche Rah-
menbedingungen, sondern
auch über gemeinschaft-
liche Ziele und eine ± im
Kern öffentliche ± Infra-
struktur.
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A m 4. und 5. Mai
1998 haben GGVöD
und die öffentlichen

Arbeitgeber in Bonn die
Redaktionsverhandlungen
über die Lohn- und Vergü-
tungstarifverträge 1998 auf-
genommen. Die Verhand-
lungen konnten noch nicht
zu Ende gebracht werden.
Sie wurden am 19. Mai 1998
in Bonn fortgesetzt und so-
dann auf den 9. Juni 1998
vertagt.

Unproblematisch war die
Redaktion der Tarifverträge
über Löhne und Vergütun-
gen für Angestellte, Arbei-
ter, Auszubildende, Prakti-
kanten, Schülerinnen und
Schüler in der Krankenpfle-
ge usw. Daraus ergibt sich
auch, daû die von uns veröf-
fentlichten Tabellen korrekt
sind.

Die GGVöD erörterte mit
den Arbeitgebern die mögli-
che Kündigung der Ver-
gütungstarifverträge zum
31. Dezember 1998 für das

Streiks auch während
Friedenspflicht?

Tarifgebiet West. Insbeson-
dere stellt sich hier die Frage
nach den Auswirkungen auf
die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den neuen
Bundesländern. Ab 1. Sep-
tember 1998 wird im Tarif-
bereich Ost die Vergütung
von derzeit 85% auf 86,5%
der Vergütung im Westen
angehoben. Weitere Anglei-
chungen sind bis zum Ende
1999 nach dem Tarifvertrag
ausgeschlossen. Die Kündi-
gung des Vergütungstarif-
vertrages für den Tarifbe-
reich Ost ist frühestens zum
31. Dezember 1999 möglich,
was zur Folge hat, daû die
Friedenspflicht bis zu die-
sem Zeitpunkt einzuhalten
ist. Den Arbeitnehmern in
den neuen Bundesländern
muû jedoch die Möglichkeit
erhalten bleiben, im Falle ei-
ner Kündigung der Vergü-
tungstarifverträge für den

Tarifbereich West, auf die
Anpassung Einfluû zu neh-
men, die sich unmittelbar
auch auf ihre Vergütung
auswirkt (Dynamisierung).
GGVöD und Arbeitgeber
haben eine Einigung dahin-
gehend getroffen, daû gege-
benenfalls Arbeitskampf-
maûnahmen von Seiten der
Arbeitgeber toleriert wür-
den.

Zur Regelung
der Altersteilzeitarbeit

Probleme gibt es bei der Re-
daktion der Tarifverträge
zur Altersteilzeit, zur Be-
schäftigungssicherung-Ost,
zur sozialen Absicherung
der Bundeswehr und hin-
sichtlich der Freistellung
der Prüfer für Prüfungen.
Ein gemeinsamer Tarifver-
tragsentwurf liegt derzeit

nicht vor, so daû im fol-
genden nur der derzeit ak-
tuelle Sachstand dargestellt
wird.

Meinungsverschiedenheiten
gibt es vor allem wegen der
Verteilung der Arbeitszeit;
ob die Halbierung der wö-
chentlichen Arbeitszeit für
die gesamte Zeit gleichge-
wichtig neben der Möglich-
keit der Blockarbeitszeit ge-
stellt wird, oder ob die Block-
arbeitszeit im Vordergrund
stehen soll. Wegen der Be-
züge haben die Arbeitgeber
vorgeschlagen, die steuer-
freien Bezüge, Wechsel-
schicht und Schichtzulagen
sowie sonstige Bezügebe-
standteile nach dem Um-
fang der tatsächlichen Ar-
beitsleistung zu bezahlen
und nicht in die 83%ige
durchgängige Vergütung
einzubeziehen. Die GGVöD

verlangt die Möglichkeit der
Einbeziehung auch dieser
Vergütungsbestandteile in
die 83%ige Vergütung für
die gesamte Laufzeit der Al-
tersteilzeit. Fest steht nach
den Gesprächen, daû die
Weihnachtszuwendungen
und das Urlaubsgeld mit in
die 83%ige Vergütung ein-
bezogen werden. Auf Vor-
halt der GGVöD haben
die Arbeitgeber ausdrück-
lich erklärt, daû die Alters-
teilzeitvergütung der Dyna-
misierung unterliegt. Die
Arbeitgeber wollten er-
worbene Urlaubsansprüche
während der Arbeitsphase
mit dem Beginn der Freistel-
lung erlöschen lassen. Dies
hat die GGVöD verhindert.
Hingegen ist die Einbezie-
hung der Kraftfahrer nach
den Tarifverträgen für die
Kraftfahrer bei Bund und
Ländern ungeklärt.

Lohn- und Vergütungsverträge 1998
werden präzisiert

Ratgeber ¹Rund ums Geld im öffentlichen Dienstª
Anzeige

In Kooperation mit der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft hat der Deutsche Beamtenwirtschaftsring
(DBW) seinen informativen Ratgeber ¹Rund ums
Geld im öffentlichen Dienstª neu aufgelegt. Die
Neuauflage berücksichtigt die Ergebnisse der dies-
jährigen Besoldungs- und Tarifrunde. Die aktuellen
Besoldungs-, Vergütungs- und Tariftabellen enthal-
ten sowohl die Zahlen für die alten als auch für die
neuen Bundesländer.

Die Anfang Mai durch das Versorgungsreformge-
setz 1998 beschlossenen ¾nderungen zur Beamten-
versorgung sind genauso enthalten wie die Neu-
regelungen des Dienstrechtsreformgesetzes.

Der Ratgeber bietet aber nicht nur einen Überblick
über Besoldung und Versorgung, sondern er infor-
miert auch über andere wichtige Themen: Arbeits-
zeit, Urlaub, Reisekosten, Umzugskosten, Nebentä-
tigkeiten, Beihilfe und Soziale Sicherung. Beson-
ders erwähnenswert sind noch die Jahres- und
Monatssteuertabellen für Beamte und Tarifkräfte.

Auûerdem enthält der Ratgeber einen von der
DSTG gestalteten Innenteil, mit dem sich die Deut-
sche Steuer-Gewerkschaft vorstellt und einen Einblick über ihre Aufgaben und Ziele gibt.

Der fast 300 Seiten umfassende Ratgeber ist dennoch handlich und kostet normalerweise
10 Mark, DSTG-Mitglieder können ihn aber zum Vorzugspreis von 7,50 DM (inkl. MwSt
und Versand) bestellen: Telefon 01 80/5 83 52 26 bzw. Telefax 01 80/5 32 92 26. Oder
schreiben Sie doch ganz einfach an: DBW e.V., Hans-Böckler-Straûe 39, 40476 Düsseldorf.
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Beschäftigungs-
sicherung-Ost

Einig sind sich die Tarif-
parteien, daû Grundlage
dieses Tarifvertrages der
Tarifabschluû 1998 ist und
das letzte Verhandlungser-
gebnis zur Beschäftigungs-
sicherung-Ost aus Potsdam
gilt. Streitig ist lediglich die
Staffelung der Abfindung.
Der Tarifvertrag soll rück-
wirkend zum 1. Mai 1998 in
Kraft treten, weil in einigen
Bereichen Ostdeutschlands
bereits neue Regelungen
nach diesem Tarifvertrag
ausgehandelt sind.

Beamtenklischees
müssen
verschwinden

Der Bundesvorsitzende des
Deutschen Beamtenbundes,
Erhard Geyer, hat die Ver-
breitung von Klischeevor-
stellungen über Beamte
durch die Medien kritisiert.

Auf dem DBB-Medientag
am 23. April 1998 in Mainz
kritisierte der DBB-Chef eine
völlig undifferenzierte Wahr-
nehmung der Tätigkeit von
Beamten. Ein negatives Bild
würde sowohl im öffentlich-
rechtlichen als auch im pri-
vaten Fernsehen gezeichnet.

Die Mitarbeiter des öffentli-
chen Dienstes stört das Kli-
schee vom faulen Beamten
und die Neiddiskussion um
ihre sicheren Arbeitsplätze.

Teilweise, so Geyer weiter,
widersprechen sich auch die
gegen Beamte erhobenen
Vorwürfe. Einerseits würden
sie als unbeweglich darge-
stellt, andererseits wird be-
hauptet, sie nähmen ande-
ren die Arbeit durch Neben-
tätigkeiten weg.

Geyer stellte in diesem Zu-
sammenhang noch einmal
klar, daû ohne diese Neben-
tätigkeiten viele gesell-
schaftliche Aufgaben, etwa
in Volkshochschulen, in Ver-
einen oder Kirchengemein-
den nicht wahrgenommen
werden könnten.

Kein genereller
Personalüberhang
im Osten

Eine differenzierte Betrach-
tungsweise der Personalaus-
stattung im öffentlichen
Dienst in Ostdeutschland
hat der DBB-Bundesvorsit-
zende Erhard Geyer in ei-
nem Interview mit ¹Die
Weltª gefordert.

So gehe aus der Kritik des
Instituts der deutschen Wirt-
schaft an einem Überhang
von 100 000 Stellen in Ost-
deutschland nicht hervor,
daû dort seit dem Jahre 1990
bereits 700 000 Stellen ab-
gebaut wurden. Auch würde
nicht erkennbar, daû es in
einigen Bereichen auf Lan-
desebene bereits jetzt Perso-
nalmangel zu beklagen gibt.
Als Beispiel nannte Geyer
die Steuerverwaltung in den
neuen Ländern, die weitge-
hend unterbesetzt ist. Es
fehle vor allem an Personal,
um die Wirtschaftskriminali-
tät und die Steuerhinterzie-
hung zu bekämpfen.

DBB drängt
auf Regeln
für Teilzeit
in den Ländern

Der Deutsche Beamtenbund
setzt sich für eine inhalts-
gleiche Übernahme der vor-
gesehenen Altersteilzeitre-
gelungen des Bundes in den
Bundesländern ein.

Weil die Altersteilzeitbe-
stimmungen für Beamte im
Besoldungsanpassungsge-
setz 1998 enthalten sind und
nicht im Beamtenrechtsrah-
mengesetz, liegt es in der
autonomen Entscheidung
der Länder, ob und gegebe-
nenfalls welche Altersteil-
zeitregelungen für Beamte
sie verabschieden wollen.

Vom DBB wird allerdings in
diesem Zusammenhang da-
vor gewarnt, daû aufgrund
dieser Situation zwischen

den einzelnen Bundeslän-
dern und dem Bund unter-
schiedliche Regelungen zu-
stande kommen könnten.
Denkbar wäre dies bei-
spielsweise im Zusammen-
hang mit der vorgegebenen
Altersgrenze oder auch mit
dem Volumen, um das die
Arbeitszeit reduziert werden
muû.

Die Bundesregelung sieht
zunächst zeitlich befristet
bis zum 31. Juli 2004 die
Möglichkeit einer Altersteil-
zeitbeschäftigung ab dem
55. Lebensjahr vor. Nach
Vollendung des 60. Lebens-
jahres besteht ein Anspruch
auf Bewilligung der Alters-
teilzeitbeschäftigung. In
beiden Fällen wird die Ar-
beitszeit auf 50 Prozent re-
duziert.

Der DBB und insbesondere
seine Landesbünde wirken
jetzt darauf hin, daû die im
Besoldungsanpassungsge-
setz 1998 vorgesehenen Re-
gelungen über Altersteilzeit
für Beamte möglichst ohne
Abweichung in den Ländern
übernommen werden.

Geyer:
Neid-Diskussion
löst keine
Arbeitsmarkt-
probleme

Der DBB-Bundesvorsitzen-
de Erhard Geyer fordert,
daû endlich die Vorausset-
zungen für neue Arbeits-
plätze geschaffen werden.
In einem Interview mit
der ¹FAZ-Sonntagszeitungª
nannte Geyer als notwendi-
ge Ansätze Steuerreform,
flexiblere Arbeitszeiten und
Altersteilzeit. Eine Neid-
Diskussion um die Arbeits-
plätze der Beamten löse
keine Arbeitsmarktproble-
me.

Geyer verwies in dem Inter-
view auf eine Umfrage, nach
der etwa 500 000 Beamte im
öffentlichen Dienst bereit
wären, vom 55. Lebensjahr
an vorzeitig Ruhestandsbe-

züge zu beziehen und zur
anderen Hälfte tätig zu blei-
ben. Im Ergebnis könnten
damit 150 000 zusätzliche
Arbeitsplätze im öffentli-
chen Dienst für junge Men-
schen bereitgestellt werden.

3335
1333

Tauschecke

StS'in aus dem Bereich der
OFD Koblenz sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
den OFD-Bereichen Düssel-
dorf oder Köln.

StI'in z. A. aus Thüringen
(OFD Erfurt ± FA Jena) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Chemnitz
(F¾ Chemnitz, Hohenstein-
Ernstthal, Stollberg).

StI aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht Tausch-
partner/in aus Baden-Würt-
temberg (OFD Freiburg).

StOI'in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart oder
Karlsruhe ± F¾ Mühlacker,
Pforzheim u. Umgebung).

StOS'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düssel-
dorf) sucht Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFDen Stuttgart oder
Freiburg) oder Bayern (OFD
München).

StI'in aus dem Saarland
(OFD Saarbrücken) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFD Köln.

StI z. A aus Berlin (OFD Ber-
lin) sucht dringend Tausch-
partner/in aus den Berei-
chen der OFDen Nürnberg
bzw. Erfurt.

StI z. A. aus dem Bereich der
OFD Karlsruhe sucht drin-
gend Pauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Mün-
chen (FA München)

AI aus Bayern (OFD Mün-
chen) sucht Tauschpart-
ner/in aus den Bereichen
der OFDen Kiel (FA Lübeck
bzw. Umgebung) oder Ham-
burg.
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